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Vorwort

Vorwérter sind zwangsliufig unzureichend, wie das vorliegende zeigt: Es ist zu
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zu ungenau, um einen auch nur fliichtigen Einblick in den Entstehungszusam-
menhang des Werkes zu geben; und daher ist es wiederum zu lang, jedenfalls
linger, als dies die Sache gebietet.

Deshalb sei hier nur jener genannt, ohne den das Werk nicht nur in der
vorliegenden Fassung, sondern wohl tiberhaupt nicht entstanden wire: Prof.
Dr. Otto Depenheuer. Die Arbeit ist wihrend meiner Zeit als sein Assistent
entstanden. Die vielfiltigen Einblicke, Anregungen und Férderungen, die ich
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gutachtens sowte fir weitere wertvolle Anregungen danke ich Herrn Prof. Dr.
Peter J. Tettinger. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat durch die Ge-
wihrung eines Druckkostenzuschusses die Verdffentlichung der Arbeit in der
vorliegenden Form ermoéglicht. Schrifttum und Rechtsprechung wurden dabei
soweit berlicksichtigt, als sie bis Ende 2001 erschienen sind.

Koln, im Juli 2002 Bernd Grzeszick
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1. Teil

Einfihrung

I. Grundrechte, subjektive offentliche Rechte,
Rechtsschurz und Staatshaftung

Grundrechte enthalten eine Grundentscheidung fir das Verhaltnis des einzel-
nen zur staatlich verfaflten Gemeinschaft. Der einzelne ist Inhaber von Rech-
ten gegeniliber dem Staat, der sich aus der Garantie dieser Rechte legitimiert.
Der Verfassungsgeber des Grundgesetzes hat diese Bedeutung der Grund-
rechte konsequent umgesetzt. Grundrechte sind als unmittelbar geltendes
Recht elementarer Bestandteil des geltenden deutschen Verfassungsrechts. Die
umfassende Grundrechtsbindung aller staatlichen Gewalt ist eines der pragen-
den Elemente des Grundgesetzes. Die Entscheidung fiir eine dem einfachen
Recht iibergeordnete Grundrechtsbindung gilt gegentiber Legislative, Exeku-
tive und Judikative und ist in thren Grundsitzen als unabanderlich festge-
schrieben.

Die Grundrechte sind justiziell in zweifacher Hinsicht abgesichert. Zum
einen durch die Verfassungsbeschwerde, die von jedermann mit der Behaup-
tung erhoben werden kann, in einem seiner Grundrechte oder grundrechts-
gleichen Rechte verletzt zu sein. Zum anderen durch die verfassungsrechtliche
Garantie, dafl im Falle der Verletzung von individuellen Rechten durch die
offentliche Gewalt der Rechtsweg offensteht. Diese Garantie wird vor allem
durch den verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz gegen rechtswidrige Ein-
griffe der offentlichen Gewalt in Rechte der Biirger erfiillt. Die verfassungs-
rechtliche Rechtsschutzgarantie und die allgemeinen Rechtsschutzregelungen
gelten aber nicht nur fiir die Grundrechte, sondern erfassen grundsitzlich simt-
liche subjektiven dffentlichen Rechte. Der Biirger kann grundsitzlich gegen
jede Verletzung seiner Rechte gerichtlichen Schutz verlangen.

Im Vergleich zu diesen Entscheidungen fiir eine umfassende Grundrechts-
bindung und einen ausgedehnten gerichtlichen Schutz der individuellen Rechte
der Biirger gegeniiber dem Staat bietet das Recht der staatlichen Ausgleichs-
und Ersatzleistungen, das Staatshaftungsrecht, ein ginzlich anderes Bild. Ne-
ben dem tradierten Amtshaftungsanspruch wegen rechtswidrigen schuldhaften
Verhaltens eines Beamten gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Anspriiche,
die aus verschiedenen Rechtsquellen entstehen, nur partiell kodifiziert sind und
im Gibrigen im Wege des Richterrechts begriindet werden: Anspriiche auf Un-
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terlassung, auf Beseitigung und auf Entschidigung der Folgen rechtsverletzen-
den hoheitlichen Handelns, Anspriiche wegen enteignender oder enteignungs-
gleicher Eingriffe in Eigentum, Anspriiche wegen Aufopferung bestimmter
nicht vermogenswerter Rechte, Anspriiche aus verwaltungsrechtlichen Schuld-
verhiltnissen, Anspriiche mit dem Charakter einer Gefihrdungshaftung und
Anspriiche aus sozialstaatlich motivierten Ausgleichsregelungen. Die verschie-
denen staatshaftungsrechtlichen Anspriiche sind in Begriindung und Gehalt
jeweils auf bestimmte Konstellationen beschrankt. Auch soweit die staats-
haftungsrechtlichen Anspriiche an die Verletzung eines Individualrechts an-
kntipfen, werden sie deshalb — im Gegensatz zur umfassenden Grundrechts-
bindung und dem allgemeinen Individualrechtsschutz — als von vornherein
eingeschrinkter, partieller Rechtsschutz verstanden.

Wegen dieses grundlegenden Unterschiedes zwischen der Gewahrung und
dem allgemeinem Schutz der Individualrechte einerseits und den Staatshaf-
tungsanspriichen andererseits werden die beiden Rechtsbereiche regelmaflig als
dogmatisch eigenstandig betrachtet. Die Abgrenzung wird anhand einer Un-
terscheidung zwischen der rechtsverletzenden Mafinahme selbst und den weite-
ren Folgen durchgefiithrt. Dem allgemeinen Rechtsschutz werden die Anspriiche
zugeordnet, die auf Abwehr des rechtsverletzenden staatlichen Verhaltens selbst
gerichtet sind, wihrend dem Staatshaftungsrecht die Anspriiche auf Wieder-
herstellung, Ausgleich oder Ersatz der davon zu unterscheidenden weiteren
Folgen zugeordnet werden'. Die auf Abwehr eines bestimmten rechtswidrigen
staatlichen Verhaltens gerichteten Anspriiche des allgemeinen Rechtsschutzes
werden hiufig auch als primarer Rechtsschutz bezeichnet, die staatshaftungs-
rechtlichen Anspriche auf Ausgleich der weiteren Folgen staatlichen Verhal-
tens als sekundirer Rechtsschutz?. Der Begriff des Staatshaftungsrechts wird
dabei sowohl fiir Anspriiche in Folge rechtmiafligen im Sinne primar nicht
abwehrbaren staatlichen Verhaltens als auch fir Anspriiche in Folge rechtswid-
rigen im Sinne primir abwehrbaren staatlichen Verhaltens verwendet®.

' B. Bender, Staatshaftungsrecht, 3. Auflage, 1981, S. 1; R. Steinberg/A. Lubberger, Auf-
opferung — Enteignung und Staatshaftung, 1991, S. 17£., 27{,; E Ossenbiibl, Staatshaftungs-
recht, 5. Auflage, 1998, S. 1{.; H. Maunrer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Auflage, 1999,
Vor § 25 Rn. 1.

2 M. Morlok, DV 25 (1992), S. 371, 3741f.; W Roth, Faktische Eingriffe in Freiheit und
Eigentum, 1994, S. 711f., 85ff.; F Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 295,
3001f; jew. m.w.N.

3 Zum Begriff des Staatshaftungsrechts M. Jaschinski, Der Fortbestand des Anspruchs aus
enteignendem Eingriff, 1997, S. 16; E Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 11;
jew. m.w.N.
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I1. Das Problem: Die Dogmatik des Staatshaftungsrechts

Trotz der Unterschiede zwischen der Normierung von Individualrechten, de-
ren allgemeinem gerichtlichen Schutz und den staatshaftungsrechtlichen An-
spriichen besteht fiir die Rechtsgebiete ein gemeinsamer Ankniipfungspunkt:
die Begriindung von Anspriichen aus der Verletzung eines individuellen Rechts
des Biirgers gegentiber dem Staat. Der Burger wird sowohl durch den allgemei-
nen Rechtsschutz als auch durch das Staatshaftungsrecht gegen Verletzungen
seiner Individualrechte geschiitzt, indem er als Reaktion auf die Verletzung
seiner Rechte Anspriiche gegen den Staat erhilt. Wie der allgemeine Rechts-
schutz umfafit das Staatshaftungsrecht Anspriiche des einzelnen Biirgers ge-
geniiber dem Staat. Es kann damit solche Rechtspositionen schiitzen, die dem
Biirger gegentiber dem Staat zur eigenen Geltendmachung zugewiesen sind:
Grundrechte bzw. subjektive 6ffentliche Rechte. Aus der Perspektive der Indi-
vidualrechte sind die Staatshaftungsanspriiche deshalb Teil der Regeln zum
rechtlichen Schutz individueller Rechte des Biirgers gegen den Staat.

Uber diesen grundlegenden Zusammenhang geraten die Grundrechte zu
einer Herausforderung fir das Staatshaftungsrecht. Die im Grundgesetz ver-
birgte Anerkennung der Grundrechte als verbindliche Rechte der Biirger ge-
geniiber aller staatlicher Gewalt* sowie das Verstandnis von Art. 2 Abs. 1 GG
als Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit® stellen die tradierten Nor-
men des Staatshaftungsrechts in einen neuen verfassungsrechtlichen Kontext.
Die umfinglichen Wirkungen der Grundrechte, deren gerichtlicher Schutz
sowie die Ausdehnung des allgemeinen Schutzes individueller Rechte stehenim
Gegensatz zur tradierten staatshaftungsrechtlichen Dogmatik, die Unrechts-
reaktionsanspriiche sowohl grundsitzlich als auch im Ergebnis nur in begrenz-
tem Maf zuliflt. Insbesondere die Amtshaftung, die zur Zeit der Weimarer
Reichsverfassung von Walter Jellinek noch als »ultima ratio des Rechtsstaates«®
charakterisiert wurde’, ist unter dem Grundgesetz zu einer Regelung geraten,
deren »Konstruktion staatstheoretisch wie verfassungsrechtlich untragbar« sei®.

Das Spannungsverhaltnis zwischen der umfassenden Grundrechtsbindung
der staatlichen Gewalt sowie dem allgemeinen Schutz der Biirgerrechte einer-
seits und den nur partiell schiitzenden Ausgleichs- und Ersatzanspriichen an-
dererseits ist nicht nur im Bereich des Staatshaftungsrechts zu beobachten,

* Dazunur K. A. Bettermann, in: ders./H. C. Nipperdey/U. Scheuner (Hrsg.), Die Grund-
rechte, Band 111/2, 1959, S. 852.

> BVerfGE 6,32 (361f.). Dazu C. Starck, in: H.v. Mangoldt/E Klein/C. Starck (Hrsg.), GG
1, 4. Auflage, 1999, Art. 2 Rn. 8ff. m.w. N.

& W, Jellinek, Verwaltungsrecht, 3. Auflage, 1931, S. 321, 325.

7 Allerdings gab es auch zeitgendssische Kritik an der Amtshaftung, z.B. W. Hofacker,
AcP 118(1920),S. 281, 349, der dic Regelung der Amtshaftung als »schlechtest konstruierten,
dazu fiir das Volk unverstindlichsten aller Rechtssitze« bezeichnete.

8 F Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 6 in Anlehnung an R. Bartlsperger,
NJW 1968, 1697.
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sondern tritt auch in anderen Bereichen der Fehlerfolgen- bzw. Sanktions-
regelungen auf, wie zum Beispiel dem Verwaltungsverfahrensrecht mit seinen
verschiedenen Unbeachtlichkeits- und Heilungsregelungen. Das Staatshaftungs-
recht ist insoweit kein Sonderfall. Es ist aber der Bereich, in dem die dogmati-
schen Probleme besonders markant hervortreten, und zwar aus mehreren Griin-
den: Der Bestand expliziter staatshaftungsrechtlicher Normen ist gering, die
Amtshaftung ist den historischen Urspriingen der Staatshaftung besonders
stark verhaftet, viele Anspriiche sind im Wege des Richterrechts geschaffen
worden und die positiv-rechtliche Aufspaltung des Rechtsweges zwischen
Verwaltungsgerichtsbarkeit und Zivilgerichtsbarkeit hat das Potential fiir dog-
matische Widersprichlichkeiten weiter erhoht.

Vor diesem Hintergrund ist das Staatshaftungsrecht zu einem der komplexe-
sten Gebiete des deutschen offentlichen Rechts geworden. Die historisch und
teleologisch beeinflufiten Auslegungen expliziter Staatshaftungsnormen sowie
die zahlreichen richterrechtlichen Rechtsfortbildungen haben zu einem dog-
matischen Flickenteppich unterschiedlichster Anspriiche und Rechtsgrundsat-
ze gefithrt. Die Pline zu einer Reform des Staatshaftungsrechts sind zwar auch
nach dem Scheitern des Staatshaftungsgesetzes von 1981 nicht versiegt, und fur
die Staatshaftung wurde mittlerweile eine konkurrierende Zustandigkeit des
Bundes geschaffen. Ein neuer Gesetzesentwurf ist aber zur Zeit nicht absehbar.
Der gegenwirtige Zustand des deutschen Staatshaftungsrechts ist weiterhin
defizitar. Die erforderliche dogmatische Bewiltigung der Vielfalt staatshaf-
tungsrechtlicher Anspriiche steht noch aus’.

I11. Die Aufgabe: Eine Rekonstruktion
des Staatshaftungsrechts aus der Verfassung

Es gilt den staatshaftungsrechtlich relevanten Gehalt von Rechtsnormen mit
theoretisch wie praktisch hinreichender Klarheit zu bestimmen, nach Grund-
lagen, Voraussetzungen und Folgen auszuarbeiten, zueinander in Bezug zu
setzen und voneinander abzugrenzen. Dabei hat bereits der einfithrende Pro-
blemaufriff die zentrale Bedeutung des Verfassungsrechts offengelegt. Die 6ffent-
lich-rechtliche Haftung des Staates gegentiber den Biirgern ist komplementires
Element des spezifischen Verhiltnisses zwischen Biirgern und Staat und damit
Spiegelbild der jeweiligen rechtlichen Verfafitheit des Gemeinwesens. Die defi-
zitire dogmatische Durchdringung des Staatshaftungsrechts ist deshalb niche
allein akademisch unbefriedigend und in der Praxis problematisch'®. Sie wird

 Dazu E Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 2ff.

19 Dazu nur: Der Bundesminister der Justiz/Der Bundesminister des Inneren (Hrsg.),
Reform des Staatshaftungsrechts. Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes. Staatshaftungs-
gesetz — Referentenentwiirfe —, September 1976, S. 52 ff.
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auch der staats- und verfassungstheoretischen Bedeutung des Rechtsgebietes
nicht gerecht, denn die haftungsrechtliche Verantwortlichkeit des Staates ge-
gentiber den Biirgern ist unmittelbarer Ausdruck des jeweiligen Staatsver-
stindnisses und seiner rechtlichen Verfassung.

Aus diesem Grund wird zur dogmatischen Fundierung der staatshaftungs-
rechtlichen Anspriiche verschiedentlich auf das Verfassungsrecht zuriickge-
griffen'!. Die Anspriiche werden unter anderem begriindet aus der Rechts-
schutzgarantie'?, dem Rechtsstaatsprinzip'®, dem allgemeinen Gleichheitssatz!*
sowie den Freiheitsgrundrechten’®. Insbesondere die Bedeutung der Grund-
rechte fiir die staatliche Unrechtshaftung wird kontrovers diskutiert!®: Wih-
rend die Grundrechte in der Literatur als Grundlage eines »umfassenden grund-
rechtlichen Schutzanspruchs«!”7 gesehen werden und ihre Wirkung in Form
eines » Anspruchs auf Bewiltigung 6ffentlich-rechtlicher Unrechtslasten prin-
zipiell auf das gesamte grundrechtlich geschiitzte Freiheitsspektrum«!® erstrecke
wird, betont das Bundesverfassungsgericht, dafl »eine umfassende unmittelbare
Staatsunrechtshaftung (...) von Verfassungs wegen nicht gefordert« sei'”.

Eine Ableitung hinreichend bestimmter Anspriiche aus dem Verfassungs-
recht erfordert zwar erhebliche dogmatische Konkretisierungsarbeit®®. Den-
noch ist die Frage, wie diese Anspriiche zu bestimmen sind, nicht nur akademi-
scher Natur?!, sondern hat auch Relevanz fiir das praktische Ergebnis: Inhalt,
Anwendungsbereich und normhierarchische Stellung der staatshaftungsrecht-

"' Zum folgenden sowie zu weiteren Ansitzen einer umfassenderen dogmatischen Fun-
dierung des Staatshaftungsrechts nur 7. Schneider, Folgenbeseitigung im Verwaltungsrecht,
1994, S. 34{f., 581f.; E Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 294ff; H.-D.
Sproll, in: S. Detterbeck/K. Windthorst/H.-D. Sproll, Staatshaftungsrecht, 2000, S. 222ff,,
3821f; jew. m.w.N.

2 Dazu nur D. Haas, System der offentlich-rechtlichen Entschiadigungspflichten, 1955,
S.591f., 63f; M. Heidenbain, Amtshaftung und Entschidigung, 1965, S. 141{.; O. Bachof,
Die verwaltungsgerichtliche Klage auf Vornahme einer Amtshandlung, 2. Auflage, 1968, S.
X1V (Vorwort).

3 Dazu - fiir Anspriiche auf Unterlassung und Folgenbeseitigung — nur O. Bachof, Die
verwaltungsgerichtliche Klage auf Vorname einer Amtshandlung, 1951, S. 86, 981f., 126ff,;
BVerwGE 69, 366 (370).

1* Dazu-fir Aufopferungsanspriiche — nur £ Ossenbiihl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage,
1998, S. 130; W, Schmidt, NJW 1999, 2847 f.

1> Dazu nur R. Naumann, in: GS fiir W. Jellinek, 1955, S. 391, 398; F. Weyreuther, Gutach-
ten B zum 47. DJT, 1968, S. 13, 85ff.; M. Redeker, DOV 1987, 194,196 ff.; W-R. Schenke, JuS
1990, 370, 3721.; ders., NJW 1991, 1777 {f.; BVerwG, DOV 1971, 857, 858; BVerwG, NJW
1989, 2484.

16 Dazu E Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 293 ff. m.w. N.

17 Dazu nur E Ossenbiihl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 286, 2911, 298 1.

® Dazu nur H.-D. Sproll, in: §. Detterbeck /K. Windthorst/H.-D. Sproll, Staatshaftungs-
recht, 2000, S. 225, 383 ff.

19 BVerfG, NVwZ 1998, 2711. (271, Leitsatz 1).

0 E. Schmidt-Afimann, in: 'T. Maunz/G. Durng (Hrsg.), GG, Art. 19 IV (Stand: Januar
1985) Rn. 285; F. Ossenbiihl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 298.

21 So aber R. Grischner, Die Verwaltung 30 (1997), S. 301, 330.



6 1. Teil: Einfithrung

lichen Anspriiche hingen von deren Rechtsgrundlagen ab*. Zudem sind die
Grundlagen des Staatshaftungsrechts von einem — erst noch zu erlassenden —
Staatshaftungsgesetz insoweit unabhingig, als sie aus dem Verfassungsrecht
folgen, denn einfachgesetzliche Regelungen sind an die Vorgaben des Verfas-
sungsrechts gebunden, nicht umgekehrt. Der Schwerpunkt der weiteren Un-
tersuchung liegt deshalb im Verfassungsrecht. Es wird der Frage nachgegangen,
welche Aussagen dem Grundgesetz fiir die dogmatischen Grundlagen des deut-
schen Staatshaftungsrechts zu entnehmen sind.

Mit dieser Frage wird hiufig die Perspektive einer systematischen Ordnung
des Staatshaftungsrechts? verbunden. Der Sichtweise, die Anspriiche des Staats-
haftungsrechts als Teil eines Systems des 6ffentlich-rechtlichen Nachteilsaus-
gleichs?* zu begreifen, wird dabei kritisch begegnet. Der Gedanke eines Sy-
stems staatlicher Ersatzleistungen solle nicht dazu fithren, die rechtspositiven
und dogmatischen Verschiedenheiten der Rechtsgrundlagen staatshaftungs-
rechtlicher Anspriiche zu iiberspielen”. Angesichts dieser Unterschiede sei
zweifelhaft, ob sinnvollerweise von einem System der 6ffentlich-rechtlichen
Ersatzleistungen gesprochen werden konne?. Im Ergebnis wird die Funktion
systematisierender Prinzipien, Ubersichtlichkeit und Konsistenz des Rechts
und damit — auf der Grundlage und in den Grenzen der gesetzten Normen —
Voraussehbarkeit insbesondere gerichtlicher Entscheidungen herzustellen, fiir
das Staatshaftungsrecht in Abrede gestellt: »Im Staatshaftungsrecht gilt mehr
als anderswo, daff das Recht aus dem Fall geschopft und weiterentwickelt und
nicht aus tibergeordneten Prinzipien deduziert wird.«%.

Dennoch wird an gleicher Stelle betont, »dafl die Haftungsinstitute zum
einen aus einem am praktischen lebendigen Konflikt sich entziindenden Ent-
schadigungsbedirfnis entstanden und zum anderen durchweg auf elementare
und evident einsehbare Grundsitze zuriickzufiihren sind (...). Es ist fiir die
Einarbeitung und das Verstindnis des Staatshaftungsrechts entscheidend wich-
tig, sich diese Konfliktsituationen am historisch aufgetretenen Fall zu verge-
genwirtigen und das grundlegende Rechtsprinzip zum Ausgangspunkt der
weiteren Uberlegungen zu machen. Zu leicht gehen diese Urgriinde der gelten-

22 So am Beispiel des Folgenbeseitigungsanspruchs K. Sobota, Das Prinzip Rechtsstaat,
1997, S. 2271.; F. Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 297 ff. m. w.N.

2 Dazu nur K. Stern, Staatsrecht I, 2. Auflage, 1984, S. 855; F Schoch, VerwArch. 79
(1988),S. 1, insbes. Fn. 1; T Schneider, Folgenbeseitigung im Verwaltungsrecht, 1994, S. 181,
H.-D. Sproll,in: S. Detterbeck/K. Windthorst/H.-D. Sproll, Staatshaftungsrecht, 2000, S. 224f.,
3831f., insbes. S. 385f.

24 Begriff des offentlich-rechtlichen Nachteilsausgleichs nach O. Mayer, Deutsches Ver-
waltungsrecht, Band 2, 1. Auflage, 1896, S. 345 {f. Vgl. zum Begriff auch BSGE 49, 76 (78).

% Dazu nur M. Heidenhain, Amtshaftung und Entschidigung aus enteignungsgleichem
Eingriff, 1965, S. 841f.; kritisch auch aus der Perspektive eines grundrechtlich begriindeten,
umfassenden Folgenbeseitigungsanspruchs M. Redeker, DOV 1987, 194, 197.

% G. Diirig, in: T. Maunz/G. Dirig (Hrsg.), GG, Art. 3 Abs. 1 (Stand: 1973) Rn. 60.
Anders K. Stern, Staatsrecht 1, 2. Auflage, 1984, S. 855 Fn. 577.

¥ E Ossenbiibl, Staatshaftungsrecht, 5. Auflage, 1998, S. 3.
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den Anspruchsinstitute (...) im undurchdringlichen Dickicht der zunehmen-
den Differenzierungen verloren.«?8. In diesem Sinne lautet die zu bewiltigende
Aufgabe: Klirung der dogmatischen Grundlagen des Staatshaftungsrechts im
Wege einer Rekonstruktion aus dem geltenden Recht.

IV. Der Gang der Untersuchung

Aus der Aufgabe folgt der Gang der Untersuchung. Zunichst wird die histo-
rische Entwicklung des Verhiltnisses von Biirgerrechten, Rechtsschutz und
Staatshaftungsrecht in Deutschland skizziert (2. Teil). Anschliefend wird der
gegenwartige Entwicklungsstand des deutschen Staatshaftungsrechts in Recht-
sprechung und Literatur dargestellt (3. Teil).

Die nachfolgende Analyse des gegenwirtigen dogmatischen Entwicklungs-
standes (4. Teil) gelangt zu der Erkenntnis, dafl Begriindung und Ausgestaltung
von Ansprichen sowohl im Bereich des primiren Rechtsschutzes gegeniiber
dem Staat als auch im Bereich des Staatshaftungsrechts regelmifig an die Ver-
letzung subjektiver Rechte ankniipfen. Die subjektiv-rechtlichen Anforderun-
gen an staatliches Verhalten haben danach nicht nur als Voraussetzung rechtma-
igen Staatshandelns Bedeutung: Verletzungen der subjektiven Rechte fiihren
auch zu Anspriichen, die als Reaktion auf die Verletzung der subjektiven Rech-
te verstanden werden konnen?®. Zur Losung der dogmatischen Probleme des
Staatshaftungsrechts wird deshalb eine Rekonstruktion des Staatshaftungs-
rechts aus den subjektiven Rechten der Biirger gegeniiber dem Staat vorge-
schlagen. Dies erfordert, die subjektiven Rechte der Biirger auf ihre Bedeutung
als Grund und Grenze staatshaftungsrechtlicher Anspriiche zu untersuchen.

Die weitere Erorterung ist zunachst auf die Grundrechte ausgerichtet. Es
wird untersucht, ob diese taugliche Grundlage einer Dogmatik des Staatshaf-
tungsrechts sein konnen (5. Teil). Die Frage, wieweit den Grundrechten Aussa-
gen hinsichtlich der staatshaftungsrechtlichen Anspriiche zu entnehmen sind,
fuhrt tiber die Konstruktion der verfassungsrechtlichen Rechtfertigungslast fir
Freiheitseingriffe zur verfassungstheoretischen Fundierung der Grundrechte.
Eine Reflexion der staatstheoretischen Grundlagen zeigt, daff die Grundrechte
in ithren Wirkungen nicht auf einen Schutz vor bestimmten Grundrechtsver-
letzungen beschrinkt sind, sondern grundsitzlich umfassenden Schutz der pri-
vaten Freiheit vermitteln. Dies betrifft auch das Staatshaftungsrecht. In der
Konsequenz dieser Uberlegungen liegt die Umkehrung des traditionellen, dem
Privatrecht dhnlichen, aktionenrechtlichen Verstindnisses der Staatshaftung:

B F Ossenbiibl, Staatshaftungsrech, 5. Auflage, 1998, S. 3.

# So auch K. A. Bettermann, in: ders./H.C. Nipperdey/U. Scheuner (Hrsg.), Die Grund-
rechte, Band 11172, 1959, S. 852; E. Schmidt-Afimann, in: T. Maunz/G. Diirig (Hrsg.), GG,
Art. 19 IV (Stand: Januar 1985) Rn. 281.
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im Bereich der Grundrechte besteht bei Rechtsverletzungen ein grundsitzlich
umfassender haftungsrechtlicher Schutz.

Auf diesen Grundlagen aufbauend sollen die Anspriiche des Staatshaftungs-
rechts als Rechtsverletzungsreaktionen dogmatisch entfaltet werden (6. Teil).
Dazu wird untersucht, ob der staatstheoretisch ermittelte Gehalt der Grund-
rechte im Rahmen des geltenden Rechts hinreichende Grundlage einer Dogmatik
des Staatshaftungsrechts sein kann. Zunichst werden die Vorgaben des weiteren
Verfassungsrechts, wie zum Beispiel Gewaltenteilung und Parlamentsvorbe-
halt, fiir das Verhiltnis der Grundrechte zu den Staatshaftungsanspriichen der
Biirger gegeniiber dem Staat herausgearbeitet. Insbesondere wird untersucht,
wieweit Anspriiche im Wege richterrechtlicher Rechtsfortbildung geschaffen
werden konnen. Danach werden die Haftungsanspriiche in Folge rechtmafiger
Grundrechtseingriffe erldutert. Anschlielend wird geklirt, ob diese dogmati-
schen Grundziige auf einfachrechtlich bestimmte subjektive Rechte des Biir-
gers gegen den Staat ubertragbar sind. Abschliefend wird der Einfluff des
europiischen Gemeinschaftsrechts auf das deutsche Staatshaftungsrecht erlau-
tert (7. Teil).

Die Untersuchung verfolgt das Ziel, eine dogmatische Grundlegung der
Staatshaftung zu entwickeln, die an die allgemeine Dogmatik des offentlichen
Rechts ankniipft. Gegensitze sowohl innerhalb des Staatshaftungsrechts als
auch im Verhaltnis zwischen dem Staatshaftungsrecht und dem sonstigen Schutz
individueller Rechte der Biirger vor staatlicher Verletzung sollen zumindest
erklirt, moglicherweise aufgeldst werden. Der Ansatz, Staatshaftungsanspriiche
aus den subjektiven Rechten des Biirgers gegeniiber dem Staat zu rekonstruie-
ren, gestattet zum einen, diese Rechte als gemeinsamen dogmatischen Ankniip-
fungspunkt zu nehmen, ohne die positiv-rechtlichen Differenzierungen zwi-
schen verschiedenen Individualrechten, dem primaren Rechtsschutz und dem
Staatshaftungsrecht zu tiberspielen. Zum anderen gibt die Untersuchung Aus-
kunft Giber die konkrete Reichweite der Anspriiche: Welche Folgen Gegen-
stand eines Verletzungsreaktionsanspruchs sind, ist auf der Grundlage der
normpositiven Ausgestaltung der Rechtsgebiete zu ermitteln.

Verbleibende Friktionen konnen Anregungen fiir kiinftige Reformen des
Staatshaftungsrechts geben. Soweit der Schutz individueller Rechte durch staats-
haftungsrechtliche Anspriiche auf das Verfassungsrecht zuriickgefithrt wird,
verdeutlicht die Untersuchung die verfassungsrechtlichen Vorgaben fur Refor-
men und deren Grenzen. Die Grundrechte binden den einfachen Gesetzgeber,
der Einschrinkungen grundrechtlicher Positionen rechtfertigen mufl. Die ver-
fassungsrechtlichen Grundlagen des Staatshaftungsrechts werden deshalb auch
beim Erlaff eines Staatshaftungsgesetzes zu beachten sein.



2. Teil

Historische Entwicklung von Biirgerrechten,
Rechtsschutz und Staatshaftung

Anspriiche des Burgers gegentiber dem Staat als Reaktion auf eine Verletzung
individueller Rechte des Biirgers gegeniiber dem Staat zu verstehen, setzt sol-
che Rechte des Biirgers voraus. Ein Blick auf die Entwicklung der Burgerrechte
in der neueren deutschen Verfassungsgeschichte belegt die staatstheoretische
und rechtsdogmatische Verbindung zwischen diesen Rechten, deren allgemei-
nem Rechtsschutz und der Haftung des Staates gegeniiber den Biirgern. Der
zeitliche Werdegang des Staats- und Verfassungsrechts ist die Grundlage fir ein
Verstindnis des gegenwirtigen Zustandes des deutschen Staatshaftungsrechts.
Die historische Entwicklung von Biirgerrechten, Rechtsschutz und Staats-
haftung ist deshalb von zentraler Bedeutung fiir eine Rekonstruktion des Staats-
haftungsrechts. Diese Entwicklung wird im folgenden beginnend mit der Zeit
des Absolutismus und des aufgeklarten Naturrechts (1. Kapitel) tiber den Kon-
stitutionalismus (2. Kapitel), den Spatkonstitutionalismus (3. Kapitel) und die
Weimarer Reichsverfassung (4. Kapitel) bis zum Nationalsozialismus (5. Kapi-
tel) dargestellt.



1. Kaparel

Absolutismus und aufgeklirtes Naturrecht

A. Landesherrschaft und Biirgerrechte:

Tus eminens versus iura quaesita

Die rechtlichen Beziehungen zwischen Territorialherrscher und Herrschafts-
unterworfenen' waren im Absolutismus von der einheitlichen und grundsatz-
lich umfassenden Herrschaftsgewalt des Territorialherren? iiber die Unterta-
nen’® gepragt, die als ius eminens bezeichnet wurde. Das ius eminens basierte
zwar auf der Idee einer aufgeklirten und verniinftigen Herrschaft. Innerhalb
dieser Herrschaft gab es aber weder umfassende noch originire Individualrech-
te der Untertanen. Die Anerkennung von Biirgerrechten gegentiber der hoheit-
lichen Macht war durch das vordringende aufgeklarte Naturrecht zunichst
nicht ausgeweitet worden, im Gegenteil: Da die Vorstellung einer vernunft-
gebundenen Herrschaft mit der Rezeption des Souveranititsbegriffes einher-
ging, war mit dem Vernunftrecht zunichst eine rechtliche Verfestigung und
Aufwertung der Position des Landesherrschers gegentiber seinen Untertanen
verbunden*. Der absolutistische, souverane Herrscher war nicht auf die Wah-
rung der bestehenden Rechte beschrinkt, sondern konnte mit dem Ziel der
Forderung des Gemeinwohls, der salus publica, seine Macht in Form des lan-
desherrlichen Regiments zu Lasten der Untertanen ausdehnen®.

Individuelle Rechte der Herrschaftsunterworfenen gegentiber dem Territo-
rialherren® bestanden deshalb lediglich als einzelne und jeweils besonders be-
griindete Rechte’. Diese wurden als iura quaesita bezeichnet. Der Begriff um-

! Dazu G. Birtsch (Hrsg.), Grund- und Freiheitsrechte von der stindischen zur spit-
biurgerlichen Gesellschaft, 1987, insbesondere die Beitrage von B. Sutter (S. 17f£.), W. Schulze
(S. 161£) und C. Link (S. 2154L.).

2 Dazu E.-W. Bockenforde, Gesetz und gesetzgebende Gewalt, 2. Auflage, 1981, S. 53 ff.
Zu dieser Charakterisierung der Herrschaftsgewalt kritisch /. Bauer, Geschichtliche Grund-
lagen der Lehre vom subjektiven 6ffentlichen Recht, 1986, S. 38, 411.

3 Zum Begriff M. Stolleis, in: R. Vierhaus (Hrsg.), Burger und Biirgerlichkeit im Zeitalter
der Aufklirung, 1981, S. 651f.

4 E.-W. Bockenforde, Gesetz und gesetzgebende Gewalt, 2. Auflage, 1981, S. 53 ff.

> Dazu H.-P. Bull, Staatsaufgaben, 2. Auflage, 1977, S. 201.

¢ H. Bauer, Geschichtliche Grundlagen der Lehre vom subjektiven offentlichen Reche,
1986, S. 221f.

7 R. Ogorek,in: ]. Kocka (Hrsg.), Biirgertum im 19. Jahrhundert. Deutschland im europai-
schen Vergleich. Band 1, 1988, S. 372, 3751.



Stichwortverzeichnis

Absolutismus 10ff., 439, 530

Abwehrrecht 511f., 105, 117, 1341, 187,
204, 21811, 23411, 251, 265, 2981., 326,
334, 342, 350, 360, 363, 380, 422, 437,470

Adiquanz 3511f, 569

Allgemeine Leistungsklage 75

Allgemeines Preuflisches Landrecht 13,
281f., 411f., 1171., 123, 126, 441, 466

Amrshafrung 141,27f,371.,47,99f,4141f.

Amspflicht 30, 38, 981f., 126, 139, 1441,
411, 415, 420, 425, 435

Annahmeverfahren 77, 96, 531 1.

Anspruchsgrundlage 383ff.

Auffanggrundrecht 51,262, 3411.

Aufthebung (einer gerichtlichen Entschei-
dung) 74, 891.

Authebung (eines Verwaltungsaktes) 661f.,
89f.

Aufopferung 13, 191, 27ff., 401, 421f.,
1251., 434, 439, 4651f., 5301f.

Aufopferungsgleicher Eingriff 121f., 365f.

Ausdifferenzierung der Gesellschaft 244f.,
2481f., 257, 329, 209

Ausgleich 1491, 4371{.

Auslegung 372ff.

auflervertragliche Haftung der Gemein-
schaft 497ff.

Beruhensakte 73, 881., 127

Demokratie 233f., 2771f.

Diskriminierungsverbot 485, 498, 519

Diskurstheorie 306, 318

Dreieckskonstellation 379ff.

Duldungspfliche 111, 123£,, 375{f.

Eigentum 19f1f., 281, 391.

Empfehlungen (im Gemeinschaftsrecht) 489

Enteignender Eingniff 122ff., 166, 439

Enteignung 20f., 28f., 38ff., 166, 3971.,
435, 4381, 467, 530

Enteignungsgleicher Eingriff 116ff.

Entschidigung 1161f.

Entscheidungen (im Gemeinschafts-
recht) 488f.

Entscheidungsfreiheit des Gesetz-
gebers 2531, 426f.

Erfolgsunrecht 347, 4561,

Erlaf} (einer generellen Norm) 73f., 91

Erlaf} (eines Gesetzes) 91

Erlaf (eines Verwaltungsaktes) 70

Ermichtigungsgrundlage 18, 255, 3791f.,
398, 453, 456, 541

Ermessen 53ff., 112, 2541., 360, 383ff.,
443, 491, 498, 500, 505

Ersatz 1ff., 13ff, 112f,, 120, 1251, 132,
2051., 3621f., 3711, 3751f., 388, 3951f,,
4021., 4321f., 500f.

Erstattung 41, 109, 134, 136, 145

Europiische Gemeinschaft 2891f., 4791{f.

Europaische Menschenrechtskonven-
tion 4831

Fehlerfolgenregelung 661f., 711f., 111,
3721., 4131., 428, 4701., 474

Feststellungsklage 60, 75, 94

Finanzielle Last 408ff., 4271f.

Fiskalhaftung 271.

Folgenbeseitigung 90, 102, 108 ff., 1321f.,
1651f., 266, 328, 354, 3591f., 3951f., 472,
4911,

Folgenbeseitigungslast 1091f., 264, 360,
385

Folgenentschadigung 113, 136f., 362 ff.

Folgenersatz 362ff., 395{1.

formelle Rechtswidrigkeit 347, 539

Freiheit 7, 16, 221., 34, 46, 511., 189, 2001f.,
2181f., 22214f., 245, 248, 2511., 27411,
3241, 3351f,, 362

Freiheit, negative bzw. formale 276ff.,
3631f., 5371.

Freiheit, positive bzw. materiale 2771f,
363, 5371,

Freiheitsrecht 51f.

Gefihrdungshaftung 2, 102, 1471., 352,
420, 445, 502, 533

Gemeinschaftstreue 510, 546

Gesellschaftstheorie 230, 2391f.

Gesetzmifigkeit der Verwaltung 16, 18f.,
29, 34,109, 112, 127£f., 231, 381, 487

Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 86,
4051f., 4241, 4291, 4461., 465



604 Stichwortverzeichnis

Gleichbehandlung 54

Gleichheitsrecht 53f., 4211f., 519, 542

Grundfreiheiten 292, 480, 485, 498, 5181,
546

Grundpflicht 32, 2751.

Grundrecht als Organisationsnorm 2361f.,
254, 269, 537

Grundrecht als Prinzip (s. auch Prinzipien-
theorie) 3041f., 336, 538

Grundrecht ais Status 135, 137, 189, 192,
2981f., 323,538

Grundrecht als Wert 189, 234ff,, 267 ff.,
537

Grundrecht und Rechtsverhiltnis 31f.,
189, 270, 3201f., 538

Grundrecht 22f.,32f., 50ff.,, 57, 131 ff.,
1861f., 4851f., 5191,

grundrechtliche Teilhabe- und Leistungs-
rechte (s. auch Teilbabe) 54, 284, 3421,
486

grundrechtsgleiche und grundrechts-
ihnliche Rechte 1, 159, 172, 182, 343,
469, 471, 531

Grundrechtsmiflbrauch 3861f., 400f., 541

Grundrechtstheorie 1871f., 3031, 319f,,
335, 403, 5341,

Grundrechtsverwirkung 3861f., 400f., 541

Handlungsunrecht 347, 456f.

Haushaltsprirogative des Parlaments 408ff.,
4251,

Herstellung der Freiheit 3581f., 403

hypothetische Entwicklung bzw. Kausal-
verlauf 120, 358, 366

Inhaltsbestimmung 102, 1161, 1191,
1211f., 145, 294, 398

Institutionelles Grundrechtsdenken 236ff.,
269

Interessentheorie 24, 196, 3251,

Internalisierung 2581., 268f., 337

Tura quaesita 10f.

Tus eminens 10ff.

Judikatives Unrecht 430ff., 543

Kausalitit 103, 1121., 3501f., 36811, 499

Kompensation 63, 133, 136, 258, 264, 284,
440, 445

Komplementaritit 232, 243

Konkurrenz der Anspriiche 121, 166ff.,
3931f, 420, 435

Konstitutionalismus 16ff.

Lastengleichheit 117,123,127, 262, 441

Lebensrisiko, allgemeines 461

Legislatives Unrecht (s. auch normatives
Unrecht) 365, 4241f., 430, 4481., 477,
4991., 505, 5261., 543, 546

Liberales Grundrechtsverstindnis 2181f.,
272

Mandatskontrakt 14

Materiale Freiheit (s. auch positive
Freibeit) 2761f.

Materialer (Verletzungs-)Reaktions-
gehalt 1621., 1711f,, 5151f.

Mitverantwortung 113, 350, 399ff., 459,
501

Mitverschulden 103, 113, 115, 1211, 125f,,
500, 507

Mitverursachung 399, 505, 541

Monarchisches Prinzip 18

Nationalsozialismus 46f.

Naturrecht, aufgeklirtes 10

Nichtigkeit einer Norm 71, 711.

Nichtigkeit eines Gesetzes 64f., 78ff., 168

Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 64, 67,
70, 168

Nichtigkeitsklage (im Gemeinschafts-
recht) 490ff.

Normatives Unrecht (s. auch legislatives
Unrecht) 424 1f., 430, 4991.

Normativitit des Rechts 175ff.

Normenkontrolle, inzidente 71, 492

Normenkontrolle, prinzipale 71ff.

Normexterne Grundrechtswirkung 4731.

Norminterne Grundrechtswirkung 472f.,
545

Objektiver Grundrechtsgehalt 52

Okonomische Analyse des (Staatshaftungs-)
Rechts 2591.

Okonomische Individualinteressen 232

Parlamentsvorbehalt 8, 348, 407, 426

Positivismus 22ff., 193ff., 535

Primire Regeln der Verpflichtung 209ff.,
535

Prinzipientheorie (s. anch Grundrecht als
Prinzip) 304 {f.

Privatisierung 293 ff.

Realakt 75, 89, 123, 344

Rechtfertigungslast 7, 39, 51, 55, 178,
2211, 279, 287, 335, 372, 397, 472, 534

Rechtsintegritat 132, 134f.

Rechtsmittel 23, 731., 200, 431

Rechtsschutz 111, 181., 251, 351f., 58f.,
921f., 1301,

Rechtsschutz, primirer 66

Rechtsschutz, sekundirer 66

Rechtsschutz, tertidrer 66

rechtsstaatliches Verteilungsprinzip 269,
272,275,537

Rechtsstaatsprinzip 5, 621f., 105, 127,
1291f., 357, 412



Stichwortverzeichnis 605

Rechtsverhiltnislehre 320ff.
Rechusverletzungsreaktion 8, 62, 69, 921f.,
103, 144ff., 161fE.,, 1981f, 217, 223 {1,
257,262,265, 311, 317, 3261, 3341f,,
364,370, 3761, 383, 388, 390, 393 ff,,

400, 402fF,, 4126£., 421, 429, 433 ., 4451,
458, 465, 469, 473, 475, 5134f., 533 {f.

Rechtsweg 1, 4, 35ff., 581., 419, 433 1f,,
4651f., 543

Rechtswidrigkeit 29, 70, 110f., 1161f.,
1281., 149, 165, 261, 263, 3461f., 365,
3751f., 397 1f., 4551f.

Rechtswidrigkeitszusammenhang 353,
3561f., 539

Regelungsfahigkeit 451 ff.

Regelungspflicht des Gesetzgebers 120,
124, 447 ff., 544

Reine Rechtslehre 1931f., 536

Reziprozitit 243

Richterrechtliche Rechtsfortbildung 104,
118, 1271., 139, 145, 154, 315, 337, 395,
397, 403 £, 474, 481, 496, 526, 542 ff.

Richtlinien 488, 504, 511, 520ff., 546

Salvatorische Klausel 463

Sanktionierungsspielraum 61f.

Schaden 499, 505

Schadensersatz 31, 41, 99, 1021., 125, 136,
1971, 2051., 210, 224, 264, 327, 500

Schutzbereich 51f1., 102,117,137, 186,
2251, 252, 3411, 348, 3811, 392, 399,
406, 486, 520

Schutznorm 34, 57, 498,516

Schutznormlehre bzw. -theorie 56, 1591,
1711., 322, 498, 534

Schutzpflicht 53,57, 2511f., 267, 292, 295,
368, 486, 519, 536

Schutzzweck der Norm 100, 112, 3561f.,
3691f., 5161., 524, 546

Sekundire Regeln der Ermiachtigung bzw.
Befugnis 2091f.

Selbststeuerung 242, 246, 293 ff.

Solidaritat 272f., 282, 293

Sonderopfer 13, 291f., 39{f., 116ff., 1211f,
3641f., 399, 434, 444, 446, 540

Sozialbindung 4431., 468, 544

soziale Gerechtigkeit (s. anch Verteilungs-
gerechtigkeit) 2691f., 282, 2861., 537

Soziale Vermachtung 233, 287, 295

Sozialrechtlicher Herstellungs-
anspruch 114{., 1371,

Sozialstaat 272f.

Staat als Umverteilungsgemeinschaft 2741

Staatshaftungsgesetz DDR 102f., 140, 418

Staatshaftungsgesetz 4, 6, 139, 414{.

Staatstheorie 181f.

Status negativus 135, 302f.

Status positivus 299, 303

Status 132f.,137,189,298ff.,309,3221. 538

Stellungnahmen (im Gemeinschafts-
recht) 489

Steuerungstheorie 257ff., 284

Subjektives offentliches Recht 23ff., 34f,,
46, 5411, 1316f,, 135£., 152 1., 4691f.,
4941f,

Subsidiaritit der Staatshaftung
(s. auch Vorrang des priméiren Rechts-
schutzes) 1191, 2641f., 393 1f., 501,
514 1f.

System der Staatshaftungsanspriiche 419

Teithabe 54, 188, 280, 284, 3421, 486

Ubermaf} 286, 296

Ubermaflverbot 64, 226, 267

Ungleichbehandlung 53, 86, 422, 519, 542

unmittelbare Wirkung von Richt-
linien 520ff.

Unmittelbarkeit 123, 351ff., 3694f., 505f.,
539

Unméglichkeit, rechtliche 112f.,3721f.,
475, 540

Unmoglichkeit, tatsachliche 1121, 361,
3711., 475, 540

Untitigkeitsklage (im Gemeinschafts-
recht) 492

Unteilbarkeit 402, 5411.

Unterlassen des Staates 345f.

Unterlassung 34, 105§f., 399

Unvereinbarkeit eines Gesetzes mit der
Verfassung 85ff.

Unzumutbarkeit 105ff., 113, 124, 126, 136,
389f1., 448

Verfahrensrecht 76ff., 110f.

Verfassungsbeschwerde 75ff., 891f., 94f.,
531f.

Verfassungsprozefirecht 76ff.

Verfassungsrechtsverhiltnis 324f., 538

Verhaltenserwartung 242

Verhaltnismafigkeit 221, 2261, 253, 297,
335, 389, 4411, 447, 4861, 498, 541

Verordnungen (im Gemeinschafts-
recht) 487

Verschulden 30, 89, 101, 415, 499

Verteilungsgerechtigkeit (s. auch soziale
Gerechtigkeit) 269ff.

Verwaltungsrechtliches Schuldverhilt-
nis 146f.

Volkerrecht 483f.

volle Wirksamkeit des Gemeinschafts-
rechts 509f.



606 Stichwortverzeichnis

Vollstreckungsschutz (im Gemeinschafts-
recht) 492f.

Vollzugsfolgenbeseitigung 109, 1311, 167,
393

Vorbehalt des Gesetzes 255, 380ff., 3901,
4071, 4471., 457 f., 464, 542

vorldufiger Rechtsschutz (im Gemein-
schaftsrecht) 492f.

Vorrang des Gemeinschaftsrechts 4931.

Vorrang des Gesetzes 262, 464

Vorrang des primiren Rechtsschutzes
(s. auch Subsidiaritit der Staats-
baftung) 1191, 2641t., 393ff., 501

Vorteilsausgleichung 121, 402f., 541 1.

Vorverstindnis 188

Wahlfreiheit 397, 4021, 511, 541

Weimarer Methoden- und Richtungs-
streit 32

Weimarer Reichsverfassung 3, 32f., 98,
531

Wertersatz 3641f., 376 1f., 386, 428

Widerruf von Behauptungen 109, 134, 341

Wiedergutmachung 114, 1301f., 134,
1361f., 264, 365

Willenstheorie 24, 196

Zumutbarkeit 105ff., 123f., 127, 3891f,,
450, 541

Zurechnung von Folgen 349ff., 368{., 499



Jus Publicum

Beitrige zum Offentlichen Recht

Alphabetisches Verzeichnis

Axer, Peter: Normsetzung der Exekutive in der Sozialversicherung. 2000. Band 49.

Bauner, Hartmut: Die Bundestreue. 1992. Band 3.

Beaucamp, Guy: Das Konzept der zukunftsfihigen Entwicklung im Recht. 2002.
Band §5.

Becker, Joachim: Transfergerechtigkeit und Verfassung. 2001. Band 68.

Blanke, Hermann-Josef: Vertrauensschutz im deutschen und europaischen
Verwaltungsrecht. 2000. Band 57.

Biéhm, Monika: Der Normmensch. 1996. Band 16.

Bogdandy, Armin von: Gubernative Rechtsetzung. 2000. Band 48.

Brenner, Michael: Der Gestaltungsauftrag der Verwaltung in der Europiischen
Union. 1996. Band 14

Britz, Gabriele: Kulturelle Rechte und Verfassung. 2000. Band 60.

Burgi, Martin: Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe. 1999. Band 37.

Butzer, Hermann: Fremdlasten in der Sozialversicherung. 2001. Band 72.

Christian Calliess: Rechtsstaat und Umweltstaat. 2001. Band 71.

Claasen, Claus Dieter: Die Europiisierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 1996.
Band 13.

Danwitz, Thomas von: Verwaltungsrechtliches System und Europiische Integration.
1996. Band 17.

Detterbeck, Steffen: Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen im Offentlichen
Recht. 1995. Band 11.

Di Fabio, Udo: Risikoentscheidungen im Rechtsstaat. 1994. Band 8.

Enders, Christoph: Die Menschenwiirde in der Verfassungsordnung. 1997.
Band 27.

Epping, Volker: Die Aulenwirtschaftsfreiheit. 1998. Band 32.

Fehling, Michael: Verwaltung zwischen Unparteilichkeit und Gestaltungsaufgabe.
2001. Band 79.

Felix, Dagmayr: Einheit der Rechtsordnung. 1998. Band 34.

Fisahn, Andreas: Demokratie und Offentlichkeitsbeteiligung. 2002. Band 84.

Frenz, Walter: Selbstverpflichtungen der Wirtschaft. 2001. Band 75.

Gellermann, Martin: Grundrechte im einfachgesetzlichen Gewande. 2000.
Band 61.

Gropl, Christoph: Haushaltsrecht und Reform. 2001. Band 67.

Gréschner, Rolf: Das Uberwachungsrechtsverhilinis. 1992. Band 4.

GrofS, Thomas: Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation. 1999.
Band 45.

Grzeszick, Bernd: Rechte und Anspriiche. 2002. Band 92.

Gurlit, Elke: Verwaltungsvertrag und Gesetz. 2000. Band 63.

Hdde, Ulrich: Finanzausgleich. 1996. Band 19.

Hase, Friedbhelm: Versicherungsprinzip und sozialer Ausgleich. 2000. Band 64.



Jus Publicum

Heckmann, Dirk: Geltungskraft und Geltungsverlust von Rechtsnormen. 1997.
Band 28.

Heitsch, Christian: Die Ausfiihrung der Bundesgesetze durch die Linder. 2001.
Band 77.

Hellermann, Jobannes: Ortliche Daseinsvorsorge und gemeindliche Selbstverwaltung.
2000. Band 54.

Hermes, Georg: Staatliche Infrastrukturverantwortung. 1998. Band 29.

Hésch, Ulrich: Eigentum und Freiheit. 2000. Band 56.

Hobmann, Harald: Angemessene Auflenhandelsfreiheit im Vergleich. 2002.
Band 89.

Holznagel, Bernd: Rundfunkrecht in Europa. 1996. Band 18.

Horn, Hans-Detlef: Die grundrechtsunmittelbare Verwaltung. 1999. Band 42.

Huber, Peter-Michael: Konkurrenzschutz im Verwaltungsrecht. 1991. Band 1.

Huster, Stefan: Die ethische Neutralitit des Staates. 2002. Band 90.

Ibler, Martin: Rechtspflegender Rechtsschutz im Verwaltungsrecht. 1999.
Band 43.

Jestaedt, Matthias: Grundrechtsentfaltung im Gesetz. 1999. Band 50.

Kadelbach, Stefan: Allgemeines Verwaltungsrecht unter europidischem Einflufl.
1999. Band 36.

Kimmerer, Jorn Axel: Privatisierung. 2001. Band 73.

Kabl, Wolfgang: Die Staatsaufsicht. 2000. Band 59.

Kaufmann, Marcel: Untersuchungsgrundsatz und Verwaltungsgerichtsbarkeit.
2002. Band 91.

Koch, Thorsten: Der Grundrechtsschutz des Drittbetroffenen. 2000. Band 62.

Korioth, Stefan: Der Finanzausgleich zwischen Bund und Lindern. 1997. Band 23.

Kiuth, Winfried: Funktionale Selbstverwaltung. 1997. Band 26.

Kugelmann, Dieter: Die informatorische Rechtsstellung des Biirgers. 2001.
Band 65.

Langenfeld, Christine: Integration und kulturelle Identitat zugewanderter
Minderheiten. 2001. Band 80.

Lebner, Moris: Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht. 1993. Band 5.

Leisner, Anna: Kontinuitat als Verfassungsprinzip. 2002. Band 83.

Lepsius, Oliver: Besitz und Sachherrschaft im 6ffentlichen Recht. 2002. Band 81.

Lorz, Ralph Alexander: Interorganrespekt im Verfassungsrecht. 2001. Band 70.

Liicke, Jorg: Vorliufige Staatsakte. 1991. Band 2.

Luthe, Ernst-Wilbelm: Optimierende Sozialgestaltung. 2001. Band 69.

Manssen, Gerrit: Privatrechtsgestaltung durch Hoheitsakt. 1994. Band 9.

Masing, Johannes: Parlamentarische Untersuchungen privater Sachverhalte. 1998.
Band 30.

Méstl, Markus: Die staatliche Garantie fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung.
2002. Band 87.

Morgenthaler, Gerd: Fretheit durch Gesetz. 1999. Band 40.

Morlok, Martin: Selbstverstandnis als Rechtskriterium. 1993. Band 6.

Niedobitek, Matthias: Das Recht der grenziiberschreitenden Vertrage. 2001.
Band 66.



Jus Publicum

Oeter, Stefan: Integration und Subsidiaritat im deutschen Bundesstaatsrecht. 1998.
Band 33.

Pache, Eckbard: Tatbestandliche Abwigung und Beurteilungsspielraum. 2001.
Band 76.

Pauly, Walter: Der Methodenwandel im deutschen Spitkonstitutionalismus. 1993.
Band 7.

Pielow, Johann-Christian: Grundstrukturen Sffentlicher Versorgung. 2001.
Band 58.

Publ, Thomas: Budgetflucht und Haushaltsverfassung. 1996. Band 15.

Reinbardt, Michael: Konsistente Jurisdiktion. 1997. Band 24.

Rodi, Michael: Die Subventionsrechtsordung. 2000. Band 52.

Rossen, Helge: Vollzug und Verhandlung. 1999. Band 39.

Rozek, Jochen: Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung. 1998.
Band 31.

Ruffert, Matthias: Vorrang der Verfassung und Eigenstiandigkeit des Privatrechts.
2001. Band 74.

Sarcevié, Edin: Das Bundesstaatsprinzip. 2000. Band 5.

Schlette, Volker: Die Verwaltung als Vertragspartner. 2000. Band 51.

Schmidi-De Caluwe, Reimund: Der Verwaltungsakt in der Lehre Otto Mayers.
1999. Band 38.

Schroeder, Werner: Das Gemeinschaftrechtssystem. 2002. Band 86.

Schulte, Martin: Schlichtes Verwaltungshandeln. 1995. Band 12.

Sobota, Katharina: Das Prinzip Rechtsstaat. 1997. Band 22.

Sodan, Helge: Freie Berufe als Leistungserbringer im Recht der gesetzlichen
Krankenversicherung. 1997. Band 20.

Sommermann, Karl-Peter: Staatsziele und Staatszielbestimmungen. 1997. Band 25.

Storr, Stefan: Der Staat als Unternehmer. 2001. Band 78.

Trute, Hans-Heinrich: Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und
staatlicher Institutionalisierung. 1994. Band 10.

Uerpmann, Robert: Das offentliche Interesse. 1999. Band 47.

Unrub, Peter: Der Verfassungsbegriff des Grundgesetzes. 2002. Band 82.

Wall, Heinrich de: Die Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften im
Verwaltungsrecht. 1999. Band 46.

Wolff, Heinrich Amadeus: Ungeschriebenes Verfassungsrecht unter dem Grundgesetz.
2000. Band 44.

Volkmann,Uwe: Solidaritit — Programm und Prinzip der Verfassung. 1998.
Band 35.

Voflkuhble, Andreas: Das Kompensationsprinzip. 1999. Band 41.

WeifS, Wolfgang: Privatisierung und Staatsaufgaben. 2002. Band 88.

Ziekow, Jan: Uber Freiziigigkeit und Aufenthalt. 1997. Band 21.

Einen Gesamtkatalog erbalten Sie gerne vom Verlag
Mobr Siebeck, Postfach 2040, D-72010 Tiibingen.
Aktuelle Informationen im Internet unter http://www.mobr.de






	Cover
	Titel 
	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	1. Teil Einführung
	I. Grundrechte, subjektive öffentliche Rechte, Rechtsschutz und Staatshaftung
	II. Das Problem: Die Dogmatik des Staatshaftungsrechts
	III. Die Aufgabe: Eine Rekonstruktion des Staatshaftungsrechts aus der Verfassung
	IV. Der Gang der Untersuchung

	2. Teil Historische Entwicklung von Bürgerrechten, Rechtsschutz und Staatshaftung
	1. Kapitel: Absolutismus und aufgeklärtes Naturrecht
	A. Landesherrschaft und Bürgerrechte: Ius eminens versus iura quaesita


	Stichwortverzeichnis



